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rien, Bränden und technischen Störungen, die strikte Ein
haltung seuchenhygienischer Bestimmungen und die Ver
hinderung von Tierverlusten einbezogen werden.

Zur verstärkten Wahrnehmung der Verantwortung der 
örtlichen Volksvertretungen gehört es auch, daß sie noch 
mehr von ihren Befugnissen bei der Durchsetzung von 
Rechtsvorschriften und eigenen Beschlüssen Gebrauch ma
chen. So können sie z. B. auch von den Leitern der ihnen 
nicht unterstellten Kombinate und Betriebe Auskünfte 
und Rechenschaft über die Gewährleistung von Ordnung 
und Sicherheit fordern und bei festgestellten Mängeln 
(z. B. bei rechtswidriger Verkippung von Sekundärroh
stoffen) von den jeweils übergeordneten Organen Maß
nahmen bis hin zur Erteilung von Auflagen und Sank
tionen verlangen.

Persönliches Engagement jedes Abgeordneten

Vielfältige Möglichkeiten haben vor allem die in den pro
duktiven Bereichen tätigen Abgeordneten — und das sind 
von den über 204 000 Volksvertretern immerhin mehr als 
30 Prozent —, um auf den sorgsamen Umgang mit sozia
listischem Eigentum, die gewissenhafte Einhaltung des 
Arbeite-, Gesundheits- und Brandschutzes sowie eine er
höhte Wachsamkeit der Kollektive gegenüber Rechtsver
letzungen Einfluß zu nehmen. Wird konsequent auf Ord
nung am Arbeitsplatz und im Umgang mit Materialien 
und anderen Werten sowie auf die strikte Einhaltung der 
Sicherheits-, Arbeite- und Brandschutzbestimmungen ge
achtet, also über Mängel nicht stillschweigend hinwegge
gangen, dann ist Disziplinarverstößen und Verantwor
tungslosigkeit schon von der betrieblichen Atmosphäre 
her weitgehend der Boden entzogen. Die Notwendigkeit, 
vor allem in den Betrieben noch höhere Maßstäbe an Ord
nung, Disziplin und Sicherheit als Voraussetzung und Be
standteil ungestörter Produktionsvorbereitung und Pro
duktion und damit der Erfüllung des Planes und der zu 
seiner Überbietung übernommenen Verpflichtungen anzu- 
legen, wird auch dadurch unterstrichen, daß bereits ge
genwärtig ein Arbeiter in der Industrie Verantwortung 
über einen Grund'mittelwert von durchschnittlich 100 000 
Mark — an zahlreichen Arbeitsplätzen schon weit dar
über — trägt.

Die in Betrieben und Genossenschaften tätigen Abge
ordneten und Abgeordnetengruppen sollen enger mit den 
betrieblichen Leitungen der gesellschaftlichen Organisa
tionen und den Sicherheitsaktivs Zusammenwirken und 
mit dafür sorgen, daß Initiativen zur Erhöhung von Ord
nung und Sicherheit als konkrete Verpflichtungen auf die 

• Erfüllung der im sozialistischen Wettbewerb gestellten 
ökonomischen Aufgaben gerichtet werden. Dabei geht es 
in den ständigen Arbeitskollektiven darum, konkrete Ziel
stellungen zur Vermeidung von Bränden, Unfällen, Ha
varien und Störungen sowie zum sorgsamen Umgang mit 
gesellschaftlichem Eigentum entsprechend den spezifi
schen Bedingungen der Arbeit in der jeweiligen Brigade 
oder im Bereich in die Wettbewerbsverpflichtungen auf
zunehmen und mit der Verteidigung des'Ehrentitels „Kol
lektiv der sozialistischen Arbeit“ exakt abzurechnen.6 Das 
entspricht der vom 10. FDGB-Kongreß gegebenen Orien
tierung, den sozialistischen Wettbewerb konsequent auf 
die Lösung der ökonomischen Aufgaben und die Verbes
serung der Arbeits- und Lebensbedingungen zu richten • 
und seine Wirksamkeit nicht durch andere, nebenher lau
fende „Wettbewerbe“ zu mindern.7

Verstärkte Mobilisierung der Öffentlichkeit

Für die Arbeit der Abgeordneten in den Wahlkreisen, 
besonders in den Wohngebieten, wird darauf orientiert, 
die Initiativen der Bürger im „Mach mit [“-Wettbewerb 
zur Erhaltung und Verschönerung ihres Wohnbereichs so
wie zur Erschließung volkswirtschaftlich nutzbarer Re
serven mit dem Kampf um Ordnung und Sauberkeit in 
den Städten und Dörfern zu verbinden. Auch hier geht es 
um ein engeres, besser koordiniertes Zusammenwirken 
aller gesellschaftlichen Kräfte am Ort, um so zu verhin
dern, daß durch uneffektives Nebeneinander die vorhan
dene Bereitschaft und die Ergebnisse von Initiativen der 
Bürger gemindert werden.

Die von den Volksvertretungen beschlossenen Stadt- 
und Gemeindeordnungen und andere gemeinsam mit den 
Ausschüssen der Nationalen Front eingeleitete Maßnah

men sind wichtige Orientierungspunkte für die abge
stimmte Zusammenarbeit aller gesellschaftlichen Kräfte 
im Territorium. Immer mehr Abgeordnete treten dabei in 
ihren Wahlkreisen für die praktische Durchführung sol
cher Beschlüsse ein und nehmen damit im besten Sinne 
die Interessen ihrer Wähler wahr. Gerade in diesem Be
reich gibt es in den letzten Jahren viel Neues. So bewährt 
sich in Leipzig und anderen Großstädten seit längerem 
die Tätigkeit haupt- und ehrenamtlicher Stadtinspekto
ren, die sich um die Einhaltung der Stadtordnungen küm
mern, für Ordnung und Sauberkeit auf den Straßen und 
in den öffentlichen Parks und Anlagen sorgen.8

Anderswo tragen Dorf- und Wohngebietsbegehungen 
von Abgeordneten gemeinsam mit Vertretern der Aus
schüsse der Nationalen Front, der Aktivs für Ordnung und 
Sicherheit, der örtlichen Betriebe und Einrichtungen 
dazu bei, ggf. notwendige Maßnahmen an Ort und Stelle 
mit den Bürgern zu erörtern und die Mitwirkung der 
Bürger an der Realisierung dieser Maßnahmen zu errei
chen. So ist es z. B. mit ein Ergebnis der zur Erhöhung 
der Verkehrssicherheit auch von ehrenamtlichen Kräften 
geleisteten Arbeit, daß in den letzten Jahren trotz stei
gender Verkehrsdichte ein Rückgang der Anzahl der Ver
kehrsunfälle zu verzeichnen ist.

Noch größerer Wert soll von allen Volksvertretungen 
und Abgeordneten darauf gelegt werden, die Öffentlich
keit über Erfahrungen, Ergebnisse und weitere konkrete 
Erfordernisse des Kampfes um Ordnung und Sicherheit 
sowie über persönliche Mitwirkungsmöglichkeiten der 
Bürger zu informieren. Dies und eine bürgernahe und 
wirksam gestaltete Rechtspropaganda und Rechtserzie
hung muß dazu beitragen, eine Atmosphäre der öffentli
chen Unduldsamkeit gegen rechtswidriges Verhalten in 
allen Territorien und Bereichen zu fördern.

*

An alle örtlichen Volksvertretungen, ihre Organe sowie 
Abgeordneten ist somit der Anspruch gerichtet, sich auch 
bei der Wahrnehmung ihrer Verantwortung für die Fe
stigung von Gesetzlichkeit, Ordnung und Sicherheit den 
höheren Maßstäben zu stellen, die mit den Beschlüssen 
der Plenartagungen des Zentralkomitees der SED zur 
weiteren Verwirklichung des Kurses des X. Parteitages 
auch unter den heutigen Herausforderungen unseres Lan
des gesetzt sind.
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